
  

Kosten der Sicherheits-Vorkehrungen für Institutionen und Angehörige der jüdischen 
Gemeinde Basel 17.5013.01 

 

Einzustellender Betrag: Fr. 800'000 

Begründung: 

Die Bedrohungslage durch terroristische Aktivitäten ist erhöht. Jederzeit können auch in Basel-Stadt Anschläge 
erfolgen. In einem Bericht des Eidg. Departements des Innern (EDI) wird festgestellt, dass Institutionen und 
Angehörige der jüdischen Gemeinden besonders gefährdet sind. Vor dem Hintergrund der gemäss Verfassung 
bestehenden Pflicht, "… angemessene gesetzgeberische und andere Massnahmen zu ergreifen, um Übergriffe 
auf das Leben und die Sicherheit aller Personen zu verhindern, Gefahren abzuwehren, Angriffe zu ahnden und 
polizeilich zu intervenieren, wenn Dritte Leib, Leben oder Eigentum bestimmter Personen oder Institutionen 
ernsthaft bedrohen", muss im Kanton gehandelt werden. Die Sicherheit jüdischer Mitmenschen und ihrer 
Institutionen muss erhöht werden. Es darf nicht zugewartet werden mit dem Ergreifen von Massnahmen, bis 
etwas Schlimmes passiert. 

Die Israelitische Gemeinde Basel muss bis heute für den Aufwand ihrer Sicherheits-Vorkehrungen selbst 
aufkommen. Das kann nicht angehen. Sicherheit muss vom Staat garantiert werden, deshalb soll der 
Israelitischen Gemeinde der entsprechende Aufwand vergütet werden.  

Patricia von Falkenstein 

 

 

 


